
Bundessozialgericht

- 5 HJ 114/76 -

Verkündet am
28. Jan. 1977

Amtsinspektor

als Urk.Beamter
d. Gesch.Stelle

I m N a m e n d e 5 V o l k e e

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbev011mä0htigte:
........O......OOOOOOOOOOOOOOOO

g e g e n

.........O......QOQOOOOOOQOOOOOOO......OODOOODDOOOOOOOO

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 28. Januar 1977

für Recht erkannt :.

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Sozialgerichts Augsburg vom 1. April 1976 aufgehoben°

Die Klage gegen den Bescheid der Beklagten vom 5. De-

zember 1974 wird abgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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Streitig ist, ob der Kläger von der beklagten Landesver-

sicherungsanstalt (LVA) Rente wegen Erwerbsunfähigkeit
beanspruchen kann; im einzelnen geht es um die Frage, ob

die vom Kläger nach Eintritt der Erwerbsunfähigkeit zur
italienischen Rentenversicherung entrichteten freiwilligen

Beiträge auf die Wartezeit angerechnet werden können.

Der 4959 geborene Kläger, italienischer Staatsangehöriger,

hat auf Grund versicherungspflichtiger Beschäftigung in

■eutschland in der Zeit von 4962 bis 4970 für 57 Monate

Beiträge zur deutschen Rentenversicherung der Arbeiter

entrichtet. Laut Mitteilung des italienischen Rentenver-

sicherzngsträgers INPS vom 8. November 4974 hat er in

Italien zwischen 4960 und 4969 65 Versicherungs— und

gleichgestellte Wochen zurückgelegt.

Den Reutenantrag des Klägers vom 44. Juli 4972 lehnte die
Beklagte mit dem streitigen Bescheid vom 5. Dezember 4974

ab: Zwar sei der Kläger seit Nbvember 4970 erwerbsunfähig,

jedoch bestehe kein Anspruch, da er die Wartezeit von 60
Kalendermonaten mit 37 deutschen und - umgerechnet @ 46 '

italienischen Versicherungsmonaten nicht erfülle.

Hiergegen hat der Kläger Klage erhoben.

Am 9. Dezember 4975 teilte das INPS der Beklagten mit, daß
der Kläger in der Zeit von Juli 4972 bis September 4975

noch für 64 Wochen freiwillige Beiträge geleistet habe.

Mit Urteil vom 4. April 4976 hat das Sozialgericht (SG) den
streitigen Bescheid aufgehoben und die Beklagte verurteilt,

dem Kläger ab Oktober 4975 Rente wegen Erwerbsunfähigkeit

zu gewähren. In der Begründung heißt es, zutreffend habe
die Beklagte den Eintritt des Versicherungsfalles der Er—
werbsunfähigkeit auf November 4970 festgelegt. Die vom
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Kläger 1972/1973 in Italien freiwillig entrichteten 61 Wochen-

beiträge seien zusätzlich auf die Wartezeit anzurechnen; diese

sei damit erfüllt. Das folge aus Art. 45 Abs. 1 der Verordnung

Nr. 1408/71 des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

zur Anwendung der Systeme der Sozialen Sicherheit auf Arbeit-

nehmer und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu—

und abwandern (EWG-V0 Nr. 1408/71). Danach werde für die Be-
antwortung der Frage, welche ausländischen Versicherungszeiten

von den zuständigen Versicherungsträgern zu berücksichtigen

seien, auf die rechtliche Beurteilung in dem jeweiligen aus-
ländischen Rechtssystem abgestellt. Ein Vergleich mit weiteren,

entsPrechende Tatbestände regelnden Vorschriften der genannten

EWG-VO und letztlich der Sinn ihrer gesamten Regelungen über

die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer gemäß dem Auf—

trag des Art. 51 des EWG-Vertrages bestätige dies. Alle nach

den verschiedenen innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu be-

rücksichtigenden Zeiten seien hiernach für den Erwerb und die

Aufrechterhaltung des LeistungsansPruches zu berücksichtigen.

Es sei wider8prüchlich, wenn die Beklagte die in Italien zu-
rückgelegten, Vom italienischen Versicherungsträger als Ver—
sicherungszeiten mitgeteilten Zeiten von Krankheit und Arbeits-

losigkeit anrechne, in der hier strittigen Frage dagegen auf '

deutsches Recht verweise. In Anbetracht der unterschiedlichen

Tatbestände könne auch von keiner Ungleichbehandlung der

deutschen und der ausländischen Arbeitskräfte gesprochen

werden. Die Verfahrensweise der Beklagten lasse für den Wander-

arbeitnehmer jene Nachteile eintreten, wie sie Art. 48 Abs. 2

und } EWG—VO1408/71 bereits bei einem geringeren Ausmaß ver-
meiden wolle.

Durch Beschluß vom 27. Juli 1976 hat das SG auf den Antrag der

Beklagten gegen dieses Urteil die Revision zugelassen, nachdem

sich der Kläger mit der Einlegung der Sprungrevision anstelle
der Berufung einverstanden erklärt hatte.

Die Beklagte hat die Revision eingelegt. Sie trägt vor, eine

Durchbrechung des deutschen innerstaatlichen Grundsatzes, daß

nach Eintritt des versicherungs■lles der Berufs- oder Erwerbs-
unfähigkeit keine Versicherungszeiten für denselben versiche-
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rungsfall zur Anrechnung auf die Wartezeit entrichtet werden

können, werde insbesondere zur Vermeidung der Besserstellung
eines Wanderarbeitnehmers nicht für zulässig gehalten. Art.

45 Abs. 4 EWG-VO4408/71 bringe zum Ausdruck, daß ausländischen

Versicherungszeiten selbstverständlich für die Frage nach dem

Bestehen eines Anspruches auf deutsche Rentenleistuhgen keine

stärkere Wirkung zukommen könne, als wenn es sich bei diesen

Zeiten um deutsche Versicherungszeiten handelte. Sie, die Be-

klagte, bestreite auch weder die Rechtsqualität der vom
italienischen Versicherungsträger mitgeteilten Versicherungs-

zeiten noch ihre Verpflichtung, diese Zeiten als Versicherungs—

zeiten im Sinne der geltenden Wartezeitbestimmungen anzuer-

kennen. Ebenso selbstverständlich seien die nach dem Eintritt

der Berufsunfähigkeit liegenden Versicherungszeiten bei

epäteren versicherungsfällen der Erwerbsunfähigkeit, des

“tere oder des Todes zu berücksichtigen. Der Europäische

Gerichtshof habe mehrfach festgestellt, daß die EWG—Ver-

ordnungen selbständige Systeme bestehen ließen, aus denen

sie? selbständige Ansprüche ergäben, die sich.gegen selb-
ständige Träger richteten, gegen die der Leistungsempfänger

unmittelbare Ansprüche auf Grund der innerstaatlichen Rechts-

verschriften allein oder erforderlichenfalls in Verbindung

mit dem in Art. 54 des vertrages vorgesehenen System der
Zusammenrechnung der Versicherungszeiten habe. Solange der

Begriff der Invalidität und die Voraussetzungen zur Erfüllung

des Anspruches auf Invalidenrente in den Mitgliedsstaaten

unterschiedlich seien, könne die Gleichstellung der Zeiten
nach Art. 45 EWG—VO4408/71 nicht bedeuten, daß die Erfüllung

der Anspruchsvorauesetzungen nach dem Rechtssystem eines Mit-

gliedstaates auch für einen anderen Mitglieds“aat verbindlich
seien. Diese Auffassung entspreche auch dem Sinn und Zweck

des Art. 51 des EWG—Vertrages, der nur eine Diskriminierung
der Wanderarbeitnehmer verhindern wolle. Die Verwaltungs—

praxis der anderen Mitgliedsüaaten bestätige die hier ver-
tretene Auffassung, daß die nationalen Systeme weitergälten.

Art. #5 aaO beabsichtige nur eine Koordinierung, nicht aber
darüber hinausgehend eine Harmonisierung des Leistungsrechts.
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Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom

1. April 4976 aufzuheben und die Klage

gegen ihren Bescheid vom 3. Dezember 4974

abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend und betont,

daß letztlich von einer von der Beklagten befürchteten

Besserstellung der Wanderarbeitnehmer nicht ge5prochen werden

könne; dem jeweils betroffenen Wanderarbeitnehmer würden ledig—

lich die Rechte garantiert, die er ohne die Wanderarbeitnehmer—

eigenschaft hätte. Es würde eine Schlechterstellung bedeuten,

wenn etwa ein italienischer Wanderarbeitnehmer nach Eintritt des

versicherungsfalles auf die pro-rata-Rente aus den deutschen

Versicherungszeigen verzichten müßte, während diese Zeiten

ohne weiteres Berücksichtigung finden würden, wenn sie statt

in Deutschland in Italien zurückgelegt worden wären.

II.

Die zugelassene Sprungrevision der Beklagten ist begründet.

Der Kläger begehrt von der Beklagten aus der deutschen Renten-

versicherung der Arbeiter Rente wegen Erwerbsunfähigkeit. Nach

5 4247 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung (mo) erhält Rente
wegen Erwerbsunfähigkeit der Versicherte, der erwerbsunfähig

ist, wenn die Wartezeit erfüllt ist. Das SG hat unter Berückr

sichtigung der von der Beklagten eingehalten medizinischen

Unterlagen angenommen, daß der Kläger im November 1970 erwerbs-
unfähig geworden ist. Hiergegen richtet die Beklage keine An-

griffe. Auch dem erkennenden Senat ist nicht ersichtlich, daß

das SG den Rechtsbegriff der Erwerbsunfähigkeit (@ 1247 Abs. 2
RVG) verkannt hätte. Der Kläger hat jedoch deshalb keinen An—
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Spruch auf deutsche Versichertenrente, weil er die geforderte

Wartezeit nicht erfüllt hat.

Nach 5 4247 Abs. 5 EVO in der zur Zeit des Eintritts des Ver-

sicherungsfalles im Jahre 4970 geltenden und deshalb auf den

vorliegenden Fall anzuwendenden Fassung (vgl. auch Art. 2

5 4 Nr. 46 i.V.m. Art. 5 5 5 des Gesetzes über die Sozial-

versicherung Behinderter vom 7. Mai 1975 - BGB].1 4064 -)
ist die Wartezeit für die Rente wegen Erwerbsunfähigkeit

erfüllt, wenn vor Eintritt der Erwerbsunfähigkeit eine Ver-

eicherungszeit von 60 Kalendermonaten zurückgelegt ist. Bis

zum Eintritt der Erwerbsunfähigkeit im November 4970 hat der

Kläger auf Grund versicherungspflichtiger Beschäftigung in

Deut33hi■nd 57 Beitragsmonate zurückgelegt. Auf die Warte—

zeit awrechenbar sind ferner die vom Kläger bis 4969 in
Italien auf Grund versicherung3pflichtiger Beschäftigung bzw.

auf Grund Militärdienstes zurückgelegten 75 Versicherungs—

uncuer. Der Kläger fällt nämlich, wie das SG zutreffend an-
rinmt, unter die Vorschriften der EWG-VONr. 4408/74, weil

&: italienischer Staatsangehöriger ist, für den in Ansehung

seine3 wegen "Invalidität" erhobenen Leistungsan8pruches
(i“t. 4 Abs. 4 Buchst. b aaO) die Rechtsvorschriften mehrerer

EWG—Mitgliedstaaten galten (Art. 2 Abs. 4 aaO). Die genannte
EWG—VOist ungeachtet des Umstandes, daß sie nach ihrem Ar-

tikel 99 erst am 4. Oktober 4972, also — bezogen auf den
vorliegenden Fall - erst nach Eintritt des versicherunge—

falles der Erwerbsunfähigkeit in Kraft getreten ist, allein
anwendbar: Gemäß Art. 94 Abs. 4 und 5 aaO wird für Zeiten vom
Inkrafttreten der Verordnung an ein Leistungsanspruch auch
für Ereignisse begründet, die vor ihrem Inkrafttreten liegen;

zu diesen Ereignissen gehört der Eintritt des Versicherungs-
falles. Da das SG dem Kläger die schon im Juli 4970 beantragte
Rente nur für eine - nach dem Inkrafttreten der Verordnung

liegende — Zeit ab Oktober 4975 zuge3prochen und dies der

Kläger - auch soweit hierin eine Teilabweisung der Klage
liegen könnte — nicht angefochten hat, scheidet vorliegend
die Anwendung des vor dem 4. Oktober 4972 geltenden EWG-Rechts

aus. Nach Art. 40 Abs. 4 i.V.m. Art. 45 Abs. 4 EWG-VO4408/74
hat der zuständige Träger eines Mitgliedsstaates für den Erwerb,
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die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des Anspruches

auf eine Leistung auf Grund Invalidität erforderlichenfalls

auch die Versicherungszeiten, die nach den Rechtsvorschriften

eines anderen Mitgliedsstaates zurückgelegt werden sind, so

zu berücksichtigen, als handele es sich um Zeiten, die nach

den für diesen Träger geltenden Rechtsverschriften zurückge-

legt worden sind. Indessen ergibt die Zusammenrechnung der bis

November 4970 in Deutschland und Italien vom Kläger zurückge-

legten Versicherungszeiten, nach welcher der in Betracht kom-

menden Methoden auch immer die italienischen Versicherungs—

wochen in deutsche Versicherungsmonate umgerechnet werden,

keine 60 Kalendermonate.

Das SG meint nun, daß Art. 45 Abs. 4 aaO die Beklagte ver-

pflichte, auch die vom Kläger zur italienischen Rentenver-

sicherung nach Eintritt der Erwerbsunfähigkeit in den Jahren

4972/4973 entrichteten 64 freiwilligen Wochenbeiträge auf die

von 5 4247 Abs. 5 RVO geforderte Wartezeit anzurechnen. Dem
kann nicht beigepflichtet werden.

Wortlaut und Sinn des Art. 45 Abs. 4 EWG-VO 4408/74 lassen

keinen Zweifel daran, daß der zuständige Träger eines jeden

EWG-Mitgliedutaates die in einem anderen Mitgliedstaat zurück-
gelegten Versicherungszeiten nur im Rahmen und in bezug auf die

Anwendung der eigenen, innerstaatlichen Rechtsvorschriften über

den "Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des
Leistungsanspruches" wegen Invalidität wie nach eigenem Recht

zurückgelegte Versicherungszeiten zu berücksichtigen hat. Zu

den hiernach von der Beklagten allein anquendenden deutschen

Vorschriften über den "Erwerb" eines Anspruches auf Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit gehören sämtliche deutschen Regelungen

über die Erfüllung der Wartezeit. Nach 5 4247 Abs. 3 RVO ist,
wie dargelegt, für die Erfüllung der Wartezeit die Zurücklegung

von Versicherungszeiten in einem gewissen zeitlichen Umfang

— 60 Kalendermonate - erforderlich. Dies allein genügt jedoch

noch nicht; hinzu treten eine Reihe von Vorschriften, die be—

stimmen, ob die zurückgelegten Versicherungszeiten auf die
Wartezeit auah anrechenbar sind: So folgt - wenn nicht schon

aus 5 42#7 Abs. 5 EVO ("... wenn vor Eintritt des versicherunge-

falles ...") - jedenfalls aus 5 4449 Abs. 4 RVG, daß nach Eine
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tritt der Erwerbsunfähigkeit selbst für eine Zeit vorher
nachentrichtete freiwillige Beiträge nicht auf die Werte-

zeit für die Rente wegen Erwerbsunfähigkeit angerechnet
werden können. Aus der dort getroffenen.Regelung, daß frei-_

willige Beiträge u.a. nach Eintritt der Erwerbsunfähigkeit

"für Zeiten vorher" nicht mehr entrichtet werden dürfen,

ergibt sich nämlich, daß solche Beitragszeiten für An—

3prüche aus dem Versicherungsßül der Erwerbsunfähigkeit

nicht berücksichtigt werden dürfen (“Anrechnungsverbot",

vgl. BSGE 22, 256, 258, 259 = SozR Nr. 4 zu 5 1419 EVO -

SozR Nr. 29 zu Art. 2 5 42 ArVNG; BSGSozR Nr. 16 zu Art.
2 5 52 ArVNG; vgl. auch %s 1253 Abs. 2, 1255 Abs. 2 Satz
#, 1253 Abs. 4-RVO). Eine weitere Anrechnungsvorschrift

enthält 5 1249 Satz 2 RVG; danach werden vor dem 1. Januar
1924 zurdc gelegte Versicherungszeiten nur unter bestimm-

ten Voraussetzungen auf die Wartezeit angerechnet (vgl.

füe die Rentenhöhe auch das Anrechungsverbot nach 5 1258
Aus. # Satz 1 RVG).

Hi€?*nüh ist festzuhalten, daß die den Erwerb eines An-

rpruches auf Rente wegen Erwerbsunrähigkeit regelnden

deutscaen Vorschriften, soweit sie sich auf die Erfüllung

der Wartezeit beziehen, zwei Gruppen umfassen: Die erste
Gruppe bilden die Vorschriften, die den Erwerb des Lei—

stungsanspruches davon abhängig machen, daß Versicherungs—
zeiten in einem gewissen zeitlichen Umfang zurückgelegt

sind; neben sie tritt eine Gruppe von Vorschriften, die

regeln, inwiweit die zurückgiegten Versicherungszeiten

für die Erfüllung der Wartezeit anrechenbar sind (Anrechr-

nungsvorschriften).

Entgegen der Ansicht des SG gebietet Art. 45 Abs. 1

EWG-VO Nr. 1408/71 dem zuständigen Träger eines Mitglieds-

staates nicht, die nach den Vorschriften eines anderen Mit-
gliedsstsates zurückgelegten Versicherungszeiten für den
Erwerb des 1eistungsanspruohes immer anzurechnen, d.h. die
innerstaatlichen Vorschriften, die insoweit die Anrechnung
bestimmter Versicherungszeiten ausschließen, nicht anzu—
wenden. Der Wortlaut der Vorschrift gibt einer solchen Aus-

legung keinen Anhalt. Die Formulierung, daß der zuständige
Träger die fremdstaatlichen Versicherungszeiten zu "berück-
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sichtigen" habe, läßt sich nicht so verstehen, als habe der
Träger die fremdstaatlichen Zeiten für den Erwerb des Lei-

stungsan5pruches ausnahmslos auch "anzurechnen"; dem steht

entgegen, daß Art. 45 Abs. 1 aaO erläuternd und einengend

ausdrücklich bestimmt, wie diese Zeiten bei Anwendung der

innerstaatlichen Vorschriften über den Erwerb des Leistungs-

ansPruches zu berücksichtigen sind: So nämlich, "als handele

es sich um Zeiten, die nach den für diesen Träger geltenden

Rechtsverschriften zurückgelegt worden sind". Das bedeutet eine

Gleichstellung der fremdstaatlichen mit den nach innerstaat-

licheu1Recht zurückgelegten Versicherungszeiten. Dagegen bietet

der Wortlaut des Art. 45 Abs. 1 EWG—V01408/71 keinen Anhalt,

daß die fremdstaatlichen Zeiten über die Gleichstellung mit den

nach innerstaatlichem Recht zurückgelegten Versicherungszeiten

hinaus diesen gegenüber durch Freistellung von Anrechnungs-

verboten bevorzugt sein sollten. Die Annahme des SG, das Ge-

bot der Berücksichtigung fremdstaatlicher Zeiten bedeute zu-
gleich eine Freistellung von innerstaatlichen Anrechnungsver-

boten, läßt zudem außer acht, daß Art. 45 Abs. 1 aaO auch für

die fremdstaatlichen Zeiten die Anwendung der innerstaatlichen
Rechtsvorschriften u.a. über die "Aufrechterhaltung" des

Leistungsanspruches voraussetzt; bei ihnen aber handelt es sich

praktisch auch um Vorschriften über die Anrechenbarkeit von Bei-

tragszeiten. "Berücksichtigen" bedeutet mithin in Art. 45 Abs.

1 EWG—V01408/71 schon nach seinem Wortlaut nicht immer soviel

wie "anrechnen"; es bedeutet vielmehr, daß der zuständige
Träger den fremdstaatlichen Versicherungszeiten im Rahmen der

Anwendung seiner innerstaatlichen Vorschriften über den Erwerb

eines Leistungsanspruches die gleiche Rechtsqualität wie

deutschen Versicherungszeiten beizulegen hat. Nichts anderes er—
gibt eine Auslegung des Art. 45 Abs. 1 aaO nach Sinn und Zweck,
wie er in der Präambel zur EWG-V0 1408/71 zum Ausdruck kommt:
"Die Vorschriften über die Koordinierung der innerstaatlichen

Rechtsverschriften für die Soziale Sicherung .... sollen
innerhalb der Gemeinschaft sicherstellen, daß alle Staatsange-

hörigen der Mitgliedsstaaten nach den innerstaatlichen Rechts-

vorschriften der einzelnen Mitgliedsstaaten gleichbehandelt

werden .... Diese Ziele sollen insbesondere durch eine Zusammen—
rechnung aller Zeiten verwirklicht werden, die nach den inner-

staatlichen Rechtsvorschriften der einzelnen Mitgliedsstaaten
für den Erwerb und die Aufrechterhaltung des Leistungsan3pruches
sowie für die Berechnung .... zu berücksichtigen sind" (Abs. 5
und ? aaO).
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Nach alledem erklärt es Art. 45 Abs. 4 EWG—V01408/71 für die

Qualifizierung einer Zeit als Versicherungszeit für unschäd—

lich, daß sie nach fremden Recht zurückgelegt werden ist. Sie

stellt den Wanderarbeitnehmer aber nicht dadurch besser, daß

sie von den anzuwendenden innerstaatlichen Vorschriften für

den Erwerb des Leistungsan3pruches diejenigen ausschließt,

die bestimmte Versicherungszeiten — ungeachtet ihrer Rechts-

qualität als solche — für nicht geeignet erklären, einen An-

spruch auf eine Leistung wegen Invalidität zu begründen. Für

den konkreten Fall folgt hieraus, daß die Beklagte die in

Italien nach Eintritt des Versicherungsfalles der Erwerbsun-

fähigkeit nach italienischen Recht wirkeem entrichteten frei—

willigen Beiträge zwar bei der Feststellung der Rente nach

deutschem Recht als wirksame - und für einen sräteren Ver-

sicherungsfall auch anrechenbare - Beitragszeiten zu be-

handeln hat, nicht aber, daß sie die Beklagte entgegen dem

Anrechnuugsverbot des 5 4419 Abs. 4 BVD auch auf die Warte-

zeit fir die Rente wegen Erwerbsunfähigkeit anzurechnen hätte.

Den it‚Art. 48 Abs. 2 und 5 aaO getroffenen Regelungen kann
entgegen ler Ansicht des SG nichts anderes entnommen werden;

diese Bestimmungen über die Gewährung von Leistungen aus
fremdstaatlichen Zeiten setzen voraus, daß nach den vom zu-
ständigen Träger anzuwendenden innerstaatlichen.Vorschriften

die Voraussetzungen für einen Leistungsanspruch überhaupt
erfüllt sind.

Hiernach hatte die Beklagte im Falle des Klägers nicht nur
in bezug auf die in Deutschland, sondern auch in bezug auf

die in Italien zurückgelegten versicherungszeiten in Anwen-

dung der 95 1247 Abs. 3, 1419 Abs. 4 EVO zu prüfen, ob sie
auf die Wartezeit anzurechnen sind. Da dies für die 1972/4973
vom Kläger in Italien entrichteten freiwilligen Beiträge
nicht der Fall ist, ist die Wartezeit von 60 Kalendermonaten

nicht erfüllt und der Leistungsanspruch des Klägers unbe—
gründet. Auf die Revision der Beklagten war das angefochtene
Urteil daher aufzuheben und die Klage gegen den Rentenab-

lehnungsbescheid der Beklagten abzuweisen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 des Sozialgerichts-
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